
der IMF auf seiner Jahrestagung (1.—5.9. 
1975 in Washington) an monetärer Bedeu­
tung weiter verloren und sich der Stel­
lung eines Entwicklungsfinanzierungsinsti-
tuts weiter angenähert hat. — Auf monetä­
rem Gebiet hat in der Wechselkursfrage 
keine Einigung erzielt werden können. Un­
verändert stehen sich die Befürworter ei­
ner Festschreibung des De facto-Systems 
frei schwankender Kurse, an ihrer Spitze 
die Vereinigten Staaten, sowie die von 
Frankreich angeführten Verfechter einer 
Rückkehr zu dem im IMF-Statut vorgesehe­
nen System fester Wechselkurse gegen­
über. Eine Einigung wird von der näch­
sten Tagung des Interimsausschusses (Ja­
nuar 1976 in Jamaica) erhofft. Im übrigen 
sind im Rahmen der 30. Jahrestagung etli­
che Entscheidungen gefallen, deren Durch­
führung aber aufgrund amerikanischen 
Vorbehalts von einer Übereinkunft in der 
Wechselkursfrage abhängt: 
a) Quotenerhöhung und -Umverteilung: Die 
Gesamtkapitalquote soll künftig 39 Mrd. 
SZR betragen (+32,5vH). Der Anteil der 
OPEC-Länder nimmt von ca. 5 vH auf ca. 
10 vH zu, der der Industriestaaten fällt auf 
58,75 vH (— 4,16 vH). Die USA werden nur 
noch über 20 vH der Stimmen verfügen; das 
Quorum für Grundsatzentscheidungen wird 
zugleich von 80 vH auf 85 vH ansteigen. 
b) Währungsgold: Das Prinzip eines offi­
ziellen Goldpreises und alle Goldverpflich­
tungen sollen aus den Statuten gestrichen 
werden. Das Gold würde damit juristisch 
demonetisiert (wenn man davon absieht, 
daß die Mitgliedsländer mit 85 vH der 
Stimmen beschließen dürfen sollen, daß 
ein Teil der Einlagen in Gold geleistet wer­
den kann). Die Notenbanken könnten Gold 
fortan zum Marktpreis frei kaufen und ver­
kaufen. Da dies jedoch den amerikani­
schen Wünschen zuwiderliefe, sind die Mit­
glieder des sog. Zehnerclubs unter Auf­
nahme eines Kompromißvorschlags der 
EG-Länder übereingekommen, daß 1. die 
Transaktionen keinen neuen festen Gold­
preis herbeiführen dürfen, 2. der Goldbe­
stand des IMF und der Länder des Zehner­
clubs während einer Übergangsperiode von 
einstweilen zwei Jahren insgesamt nicht 
zunehmen darf (was Verschiebungen un­
tereinander und Verkäufen an Dritte nicht 
entgegensteht). — Das Gentlemen's Agree­
ment, das den Beitritt weiterer Partner 
zuläßt (Brasilien und Mexico haben bereits 
Interesse bekundet), läßt nicht klar erken­
nen, ob Verkäufe an Außenstehende durch 
Ankäufe bei solchen kompensiert werden 
dürfen. Gegen die erste Bedingung ist ein­
gewendet worden, sie sei praxisfern, weil 
die Zentralbanken spekulationsbegünsti-
genden Preisungewißheiten abhold seien. 
Das Gold werde weiter eine monetäre Rol­
le spielen können, wenn auch unter Aus­
schaltung des IMF. — Der Interimsaus­
schuß hat des weiteren beschlossen, daß 
ein Drittel des IMF-Goldes verkauft werden 
solle. Auch hier galt es, zwischen dem 
amerikanischen Wunsch — Verkauf auf 
dem freien Markt — und der von Frank­
reich bevorzugten Lösung — quotenmäßi­
ge Rückerstattung des gesamten Goldes 
an die Mitgliedsstaaten zum offiziellen 
Preis — zu vermitteln. Der Ausschuß hat 
den von der EG formulierten Kompromiß­
vorschlag aufgegriffen: Der IMF behält vor­

erst zwei Drittel seines Bestandes von der­
zeit 150 Mio. Feinunzen. Von dem Rest 
wird die Hälfte unter quotenmäßiger Auf­
teilung an die Mitglieder zum offiziellen 
Preis (42,22 Dollar für eine Unze Feingold) 
zurückerstattet, während die andere Hälfte 
(also 25 Mio. Unzen) auf dem freien Markt 
angeboten werden soll. 
c) Treuhandfonds: Der bei dem Goldver­
kauf erzielte Gewinn soll in einen Treu­
handfonds für die ärmsten Entwicklungs­
länder fließen, dessen Gründung im Rah­
men des IMF für Anfang 1976 vorgesehen 
ist. Vermutlich ist es dieser Fonds selber, 
der den Verkauf vornehmen wird, welcher 
sich zwar mit dem geltenden IMF-Statut 
nicht vereinbaren läßt, jedoch nicht bis zur 
Statutenänderung verzögert werden soll. 
Als Ausweg aus dem juristischen Dilemma 
wird folgendes Verfahren erwogen: Der IMF 
überträgt das Gold zum offiziellen Preis an 
Zentralbanken; diese leiten es, wiederum 
zum offiziellen Preis, an den Treuhand­
fonds weiter; der Fonds, der durch das 
Bretton Woods-Abkommen nicht gebunden 
ist, bietet es sodann auf dem freien Markt 
an. Bei einem angenommenen Verkaufs­
preis von 150 Dollar je Unze betrüge der 
Überschuß ca. 2,7 Mrd. Dollar (etwa 2 Mrd. 
SZR). Wie behutsam der IMF wird vorge­
hen müssen, wurde deutlich, als der inter­
nationale Goldmarkt auf die Verkaufsan­
kündigung mit einem Preissturz von über 
160 Dollar auf vorübergehend. unter 130 
Dollar reagierte. — Die Aufgaben, die dem 
Treuhandfonds zugewiesen werden sollen, 
stehen noch nicht endgültig fest. Es ist da­
mit zu rechnen, daß er den ärmsten Län­
dern im Rahmen der beabsichtigten Erlös­
stabilisierung verlorene Zuschüsse und 
Zinssubventionen, eventuell auch langfri­
stige Kredite zu minimalen Zinssätzen, ge­
währen wird. 
d) Sonstige Finanzierungsinstrumente: Da­
zu zählt der sog. >Dritte Schalten der Welt­
bank, über den Kredite zu mittleren Be­
dingungen zwischen denen gewöhnlicher 
Weltbankkredite und denen der Internatio­
nalen Entwicklungsgesellschaft (IDA) ein­
geräumt werden (geplantes Volumen: 1 
Mrd. Dollar). Mittel aus einem neuen Zins-
vergünstigungs-Fonds erlauben einen sub­
ventionierten Zinssatz von 4vH. Schließlich 
soll auch noch eine erhebliche selektive 
Kapitalerhöhung die Leistungskraft der 
Weltbank steigern. NJP 

UNCTAD IV: Erste Aufstellung einer Vorläufigen 
Tagesordnung für die Vierte Welthandelskonfe­
renz (5.—28.5.1976 In Nairobi) (63) 

Die 7.Sondergeneralversammlung der Ver­
einten Nationen hat in einigen heiklen Fra­
gen (integriertes Rohstoffprogramm, ln-
dexierung) die Entscheidung oder die Weg­
weisung an die vierte Tagung der UNCTAD 
in Nairobi gleichsam delegiert. Es ist ab­
zusehen, daß UNCTAD IV für den künftigen 
Ordnungsrahmen der Weltwirtschaft eine 
zentrale, wenn nicht entscheidende Rolle 
spielen wird. Die Vorläufige Tagesordnung, 
die der Handels- und Entwicklungsrat am 
2,Oktober 1975 unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der 7.Sondergeneralversamm­
lung aufgestellt hat, verdient deshalb be­
sondere Aufmerksamkeit. Nach dem Zeit­
plan soll der Haupttagung eine zweitägige 
Konferenz der Vertreter aller Mitgliedstaa­

ten vorgeschaltet werden (3.—4.5.1976). 
Die sich anschließende UNCTAD IV (5.— 
28.5.1976) wird sodann voraussichtlich 19 
Tagesordnungspunkte behandeln; folgende 
neun von ihnen betreffen Sachfragen (mit 
der Numerierung der Vorläufigen Tages­
ordnung): 8.Rohstoffe, u.a. ein integriertes 
Programm; 9.Halbfertig- und Fertigfabrika­
te, u.a. Ausweitung und Diversifierung des 
Exports von solchen durch Entwicklungs­
länder; 10.Jüngste Trends in internationa­
lem Handel und in Entwicklung unter Ein­
schluß des monetären Bereichs; 11.Welt-
währungsordnung und Entwicklungsfinan­
zierung, u.a. Erleichterung der Schulden­
sorgen zahlreicher Entwicklungsländer, 
Verstärkung des Netto-Kapitalzuflusses, Li-
quiditäts- und Zahlungsbilanzprobleme, 
Weiterentwicklung der Weltwährungsord­
nung zum Nutzen der Entwicklungsländer; 
^.Technologietransfer, u.a. ein Verhaltens­
kodex und ein gewandelter Patentschutz; 
13.Besondere Maßnahmen zugunsten der 
am wenigsten entwickelten sowie der geo­
graphisch benachteiligten (Inseln, Binnen­
staaten) Entwicklungsländer; 14.Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen den Ent­
wicklungsländern; 15.Handelbeziehungen 
zwischen den Staaten mit unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Sy­
stemen; 16. Institutionelle Fragen. 
Die Tagesordnung vermeidet die Verwen­
dung der konfliktträchtigen Vokabeln >ln-
dexierung< und >link<. Der Vertreter der 
Vereinigten Staaten hat die Formulierun­
gen der Tagesordnung begrüßt und festge­
stellt, die Entscheidungen der UNCTAD IV 
würden durch sie in keinem Punkt präju­
diziell. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 
5. Verbrechenskongreß der Vereinten Nationen: 
Verbot der Folter, Empfehlungen zur Bekämpfung 
von Wirtschaftskriminalität, Kunstdiebstählen und 
Rauschtaten (1.—12.9.1975 In Genf) (64) 

Die ansteigenden Verbrechensraten, die 
Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität, 
von Kunstraub und von Rauschtaten sowie 
die Behandlung von Straffälligen waren die 
Hauptdiskussionspunkte des 5. Kongresses 
der Vereinten Nationen zur Verhinderung 
von Straftaten und zur Behandlung von 
Straffälligen. 
I. Das wichtigste Ergebnis der Konferenz 
ist der Entwurf einer Deklaration gegen 
Folter und inhumane Behandlung; er soll 
der Generalversammlung vorgelegt wer­
den. Danach fallen unter den Begriff der 
Folter alle Maßnahmen, die heftige phy­
sische und seelische Leiden verursachen 
und von Hoheitsträgern bewußt eingesetzt 
werden, um von einer Person Auskünfte 
oder Geständnisse zu erlangen oder um 
diese zu bestrafen bzw. sie oder Dritte 
einzuschüchtern. Desgleichen fallen unter 
diesen Begriff alle schweren und bewußt 
angewandten Formen inhumaner, grausa­
mer und entwürdigender Bestrafung. Jede 
Person, die vorträgt, sie sei gefoltert wor­
den, soll nach der Deklaration das Recht 
auf eine unparteiische Untersuchung und, 
wenn eine Folterung stattgefunden hat, An­
spruch auf eine angemessene Wiedergut­
machung haben. Alle Staaten werden dazu 
aufgerufen, Folterungen zu unterbinden 
und unter Strafe zu stellen. 
II. Zur Stratjustiz und zur Strafgesetzge-
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